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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur weiteren Vereinfachung des 
Wirtschaftsstrafrechts (Wirtschaftsstrafgesetz 1954) 

- Drucksache 478 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht 

(16. Ausschuß) 


Entwurf 

§ 3 

Preisüberhöhung 

(1) Wer vorsätzlich in befugter oder un- 
befugter Betätigung in einem Beruf oder Ge- 
werbe für Gegenstände oder Leistungen des 
lebenswichtigen Bedarfs, für die ein wirk- 
samer und freier Leistungswettbewerb nicht 
besteht, unangemessene Entgelte fordert, 
verspricht, vereinbart, annimmt oder ge- 
währt, begeht eine Zuwiderhandlung, die 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes ge- 
ahndet wird. 

(2) In der Regel Ist ein Entgelt Insbeson- 
dere dann unangemessen, wenn gesunkene 
Preise für die Wiederbeschaffung oder 
Wiedererzeugung nicht berücksichtigt sind 
oder bei gestiegenen Herstellungs- oder An- 
schaffungskosten der Gewinn- oder Handels- 
aufschlag im Hundertsatz nicht ausreichend 
gesenkt ist. 

§ 5 

Strafe und Geldbuße 

(1) Ist eine Zuwiderhandlung im Sinne 

der 0 ^ 3 eine vorsätzlich begangene 

Straftat, so wird sie mit Gefängnis und Geld- 
strafe bis zu einhunderttausend Deutsche 
Mark oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Ist eine Zuwiderhandlung im Sinne 
der §§ 1 bis 3 eine fahrlässig begangene 
Straftat, so wird sie mit Geldstrafe bis zu 
fünfzigtausend Deutsche Mark bestraft. 

(3) Ist eine Zuwiderhandlung im Sinne 
der §§ 1 bis 3 eine Ordnungswidrigkeit, so 
kann sie mit einer Geldbuße bis zu fünfzig- 
tausend Deutsche Mark geahndet werden. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
§3 

entfällt 


§5 

Strafe und Geldbuße 

(1) Ist eine Zuwiderhandlung Im Sinne der 
§§ 1, 2 eine vorsätzlich begangene Straftat, so 
wird sie mit Gefängnis und Geldstrafe bis zu 
einhunderttausend Deutsche Mark oder mit 
einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Ist eine Zuwiderhandlung im Sinne der 
§§ 1, 2 eine fahrlässig begangene Straftat, so 
wird sie mit Geldstrafe bis zu fünfzigtausend 
Deutsche Mark bestraft. 

(3) Ist eine Zuwiderhandlung im Sinne der 
§§ 1, 2 eine Ordnungswidrigkeit, so kann sie 
mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend 
Deutsche Mark geahndet werden. 
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Entwurf 

§ 6 

Verletzung der Aufsichtspflicht 

Begeht jemand in einem Betrieb eine 
durch dieses Gesetz mit Strafe oder Geld- 
buße bedrohte Handlung, so kann gegen den 
Inhaber oder Leiter und, falls der Inhaber 
des Betriebes eine juristische Person oder 
eine Personengesellsdiaft des Handelsrechts 
ist, auch gegen diese eine Geldbuße bis zu 
einhunderttausend Deutsche Mark festge- 
setzt werden, wenn der Inhaber oder Leker 
oder der zur gesetzlichen Vertretung Be- 
rechtigte vorsätzlich oder fahrlässig seine 
Aufsichtspflicht verletzt hat und der Verstoß 
hierauf beruht. 

§ 14 

Besondere Vorschriften 
für das Strafverfahren 

(1) Soweit für Straftaten nach den 55 ^ 
bis 3 das Amtsgericht sachlich zuständig. Ist, 
Ist örtlich zuständig das Amtsgericht am 
Sitz des Landgerichts. Die Landesregierung 
kann durch Rechtsverordnung die örtliche 
Zuständigkeit des Amtsgerichts abweichend 
regeln, soweit dies mit Rücksicht auf die 
Wirtschafts- oder Verkehrsverhältnisse, den 
Aufbau der Verwaltungsbehörden oder 
andere örtliche Bedürfnisse zweckmäßig er- 
scheint. Die Landesregierung kann diese Er- 
mächtigung auf die Landesjustizverwaltung 
übertragen. 

(2) Im Strafverfahren wegen einer Zu- 
widerhandlung im Sinne der 55 ^ bis 3 bringt 
die Verwaltungsbehörde die von ihrem 
Standpunkt bedeutsamen Gesichtspunkte zur 
Geltung. Sie soll so früh wie möglich heran- 
gezogen werden. Ort und Zeit der Haupt- 
verhandlung sollen ihr mitgeteilt werden. 
Ihr Vertreter erhält In der Hauptverhand- 
lung auf Verlangen das Wort. 


§ 24 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am L Juli 1954, In 
Kraft. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

§6 

Verletzung der Aufsichtspflicht 

Wird In einem Betrieb eine durch dieses 
Gesetz mit Strafe oder Geldbuße bedrohte 
Handlung begangen, so kann gegen den In- 
haber oder Leiter und, falls der Inhaber 
des Betriebes eine juristische Person oder eine 
Personengesellschaft des Handelsrechts ist, 
auch gegen diese eine Geldbuße bis zu 
fünfzigtausend Deutsche Mark festgesetzt 
werden, wenn der Inhaber oder Leiter 
oder der zur gesetzlichen Vertretung 
Berechtigte vorsätzlich oder fahrlässig seine 
Aufsichtspflicht verletzt hat und der Verstoß 
hierauf beruht. 

§ 14 

Besondere Vorschriften 
für das Strafverfahren 

(1) Soweit für Straftaten nach den §§ 1, 2 
das Amtsgericht sachlich zuständig ist. Ist 
örtlich zuständig das Amtsgericht am Sitz des 
Landgerichts. Die Landesregierung kann durch 
Rechtsverordnung die örtliche Zuständigkeit 
des Amtsgerichts abweichend regeln, soweit 
dies mit Rücksicht auf die Wirtschafts- oder 
Verkehrsverhältnisse, den Aufbau der Ver- 
waltungsbehörden oder andere örtliche Be- 
dürfnisse zweckmäßig erscheint. Die Landes- 
regierung kann diese Ermächtigung auf die 
Landesjustizverwaltung übertragen. 

(2) Im Strafverfahren wegen einer Zuwider- 
handlung im Sinne der §§ 1, 2 bringt die Ver- 
waltungsbehörde die von Ihrem Standpunkt 
bedeutsamen Gesichtspunkte zur Geltung. Sie 
soll so früh wie möglich herangezogen wer- 
den. Ort und Zeit der Hauptverhandlung 
sollen ihr mitgeteilt werden. Ihr Vertreter 
erhält in der Hauptverhandlung auf Verlan- 
gen das Wort. Die §§ 33 und 34 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten vom 25. März 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 177) bleiben unbe- 
rührt. 

§ 24 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. Es tritt am 31. Dezem- 
ber 1955 außer Kraft. 
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